Ausführliche Begründung:
In § 3 Abs. 2 der Dienstvereinbarung über die betriebliche Kindertageseinrichtung vom 19. September 2008 mit dem Gesamtpersonalrat ist festgelegt, dass sich die Gebühren der städtischen Betriebskindertagesstätten nur an den allgemeinen städtischen Gebühren „orientieren“. 

Bis zum Jahr 2006 entsprachen die Gebühren der Betriebskindertagesstätte den städtischen Gebühren. Danach konnten diese nur mit großem Zeitverzug von ca. 2 Jahren angepasst werden. Die Formulierung zu den Gebühren in der Dienstvereinbarung führt regelmäßig zu Meinungsverschiedenheiten mit dem Gesamtpersonalrat und verhindert somit die zeitgleiche Umsetzung der Gebührenerhöhungen. Dadurch kommt es zu der Situation, dass Eltern, die ihre Kinder in der Betriebskindertageseinrichtung haben, besser gestellt sind als Stuttgarter Eltern bzw. städtische Beschäftigte, die ihre Kinder in Einrichtungen des Stuttgarter Jugendamts unterbracht haben und dort die höheren Gebühren zahlen müssen. 
Bei den vom Gemeinderat (GRDrs 254/2010) am 1. Juli 2010 beschlossenen und vom Jugendamt zum 1. August 2010 festgesetzten Nutzungsentgelten für die allgemeinen Kindertageseinrichtungen wurden die Kinder erstmals altersmäßig unterschieden und die Gebühren für 0 – 3jährige, sowie für 3 – 6jährige festgesetzt. Dies ist darin begründet, dass die 0 – 3jährigen einen erhöhten Betreuungsaufwand benötigen und somit mehr Personalressourcen beanspruchen.

Die Gebühren für 0 – 3jährige Kinder betragen derzeit 101 Euro/Monat und sollen auf 203 Euro/Monat (Stand August 2012) erhöht werden (sog. Krippenzuschlag).

Die Gebührenerhöhung 2010 von bis zu 67% (1. Anpassung August 2010), mit der sich der Gesamtpersonalrat keinesfalls abfinden wollte, trifft deshalb aus diesem Grund nur auf den Bereich der 0 - 3jährigen Kinder zu.
Der derzeitige Differenzbetrag von 102 Euro monatlich ergibt bei 27 Kindern dieser Altersgruppe einen Betrag von 33.048,- Euro im Jahr. 

Die Gebühren der 3 – 6jährigen betragen derzeit auch noch 101 Euro/Monat und sollen auf 133 Euro/Monat erhöht werden. Bei 18 Kindern ergibt das einen Betrag von 6.912,- Euro pro Jahr. 

Ohne die Anpassung der Gebühren der städtischen Betriebskindertagesstätten auf das Niveau der anderen städtischen Kindertagesstätten entsteht ein zusätzlicher Abmangel von 39.960,- Euro jährlich, der nicht vom Budget des Haupt- und Personalamts gedeckt ist.

Aus Sicht des Gesamtpersonalrats ist eine solche Erhöhung der Gebühren für die Beschäftigten nicht tragbar. Er führt aus, dass dann ab dem Jahr 2013, wenn für alle Einwohner ein Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz besteht, für die Beschäftigten der Vorteil nur noch in einer günstigeren Gebühr liegen würde.

Die Verwaltung sieht diese prinzipielle Besserstellung gegenüber den Einwohnern Stuttgarts kritisch. Wenn eine Gebührenerhöhung den Bürgern zumutbar ist, sollte dies auch für die städtischen Beschäftigten tragbar sein.
Des Weiteren hat eine Abweichung zwischen den Gebühren der Betriebskindertagesstätten und denen des städtischen Jugendamts von über 100% nichts mehr gemein mit der gemeinsam beschlossenen Regelung in § 3 Abs. 2 der Dienstvereinbarung. Da sich die Gebühren der Betriebskitas eindeutig nicht mehr an denen der städtischen Einrichtungen „orientieren“, wird aus Sicht der Verwaltung permanent gegen diese Regelung verstoßen.

Gesamtpersonalrat und Verwaltung sind sich einig, dass die zur Verfügungsstellung einer Kinderbetreuung, möglichst in Nähe des Arbeitsplatzes, ein wesentlicher Punkt bei der Personalgewinnung ist. Hier sind jedoch die Verfügbarkeit und die Nähe zum Arbeitsplatz vorrangig zu sehen.

Aus den vorgenannten Gründen sieht die Verwaltung es für geboten an, die Gebühren für die Betriebskindertagesstätten jeweils zeitgleich und in gleicher Höhe mit den allgemeinen städtischen Gebühren für Kindertagestätten des Jugendamts anzupassen.

Klarstellend wird ausgeführt, dass sich die Verwaltung verpflichtet, bis zum Abschluss des Verfahrens keine vorläufige Regelung zur Gebührenanpassung i.S.v. § 69 Abs. 5 LPVG zu treffen.

